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Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
 
 
 
Ich rufe den Tagesordnungspunkt 7 auf:

Beratung des Antrags der Fraktionen der CDU/
CSU und der FDP

Europa 2020 – Die Wachstums- und Beschäf-
tigungsstrategie der Europäischen Union
braucht realistische und verbindliche Ziele

– Drucksache 17/1758 –
Überweisungsvorschlag:
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union (f)
Ausschuss für Wirtschaft und Technologie
Ausschuss für Arbeit und Soziales
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit
Ausschuss für Bildung, Forschung und 
Technikfolgenabschätzung
Haushaltsausschuss

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist für die
Aussprache eine Dreiviertelstunde vorgesehen. – Ich
sehe, damit sind Sie einverstanden. Dann können wir so
verfahren.
Ich eröffne die Aussprache und erteile als erster Red-
nerin der Kollegin Gabriele Molitor für die FDP-Frak-
tion das Wort.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Gabriele Molitor (FDP): 
Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen und Kolle-

gen! Diese Woche ist von schwerwiegenden Entschei-
dungen geprägt, die über die Zukunft unseres Landes
und Europas bestimmen. Mit der heutigen Diskussion
über die Inhalte und Maßnahmen der Europa-2020-Stra-
tegie und der zu verabschiedenden Stellungnahme des
Deutschen Bundestages beraten wir, wie Wachstum und
Beschäftigung im kommenden Jahrzehnt in der Europäi-
schen Union geschaffen werden können.

Die langfristige Ausrichtung ist aber nur dann erfolg-
reich, wenn wir bei dieser Strategie Prioritäten setzen,
Probleme erkennen und gemeinsam handeln.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Im vorliegenden Antrag der Koalitionsfraktionen benen-
nen wir unsere Vorstellungen, um der Bundesregierung
durch das Parlament Handlungsaufträge für den Euro-
päischen Rat am 17./18. Juni 2010 mit auf den Weg zu
geben.

Die Auswirkungen der derzeitigen Finanz- und Wirt-
schaftskrise sind mit ein Anstoß für die Wirtschafts- und
Beschäftigungsstrategie. Außerdem soll die Strategie das
Konzept sein, wie Europa seine Wettbewerbsfähigkeit in
der Welt sichern kann.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Die Bundeskanzlerin hat zu Recht bereits in ihrer Re-
gierungserklärung am 5. Mai dieses Jahres erklärt, dass
sie sich beim besten Willen nicht vorstellen kann, wie
wir die neue Wachstumsstrategie verabschieden können,
ohne dass in konkreter Form deutlich wird, welche Leh-
ren Europa aus der Krise zieht. Erst gestern sagte sie,
dass wir uns, wenn wir Europa positiv entwickeln wol-
len, an den starken und erfolgreichen Volkswirtschaften
orientieren müssen und nicht an den Schlusslichtern.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Die Länder der Europäischen Union sitzen in einem
Boot. Das merken wir in diesen Tagen ganz besonders.
Deshalb unterstützen wir die Forderung nach einer Ab-
stimmung zwischen einzelnen Langzeitstrategien der
Europäischen Union. 

Es ist wichtig, Kernziele herauszuarbeiten und sich
darauf zu konzentrieren. Bisherige Entscheidungen wie
die zum Krümmungswinkel von Bananen oder das Kin-
derwagenverbot auf Rolltreppen gehören nicht in die
Zuständigkeit der EU. Sie sind eher das Ergebnis von
Regelungswut und rufen bei den Bürgern nur Kopfschüt-
teln hervor. 

Es geht darum, andere Ziele zu benennen. Um noch
einmal mit den Worten der Kanzlerin zu sprechen: Es
geht um die Aufgabe, durch eine vernünftige Infrastruk-
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tur und Forschungspolitik den europäischen Kontinent
zukunftsfest auszurichten.

Mit dem vorliegenden Antrag setzen wir diesen An-
spruch um und ziehen die richtigen Lehren aus der in
vielen Belangen enttäuschenden Lissabon-Strategie. Das
sieht auch die Europäische Kommission so. Sie hat we-
nige wichtige Leitlinien und Kernziele benannt, denen
wir uns zum großen Teil anschließen können. Wir wer-
den aber auch darauf achten, dass die Zielvorgaben rea-
listisch sind und sich an der Kompetenzordnung der EU-
Verträge ausrichten.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Im Hinblick auf die geplante Reduzierung der Zahl
der von Armut Betroffenen kann ich nur davor warnen,
Fortschritte bei der Armutsbekämpfung einzig und allein
durch eine Übersicht zur Einkommensverteilung abzu-
bilden. Jeder in diesem Hohen Haus ist für soziale Ein-
gliederung und Armutsbekämpfung.

(Alexander Ulrich [DIE LINKE]: Die FDP 
auch?)

– Ich habe gerade gesagt: jeder. Da zähle ich uns mit
dazu.

(Alexander Ulrich [DIE LINKE]: Ich wollte ja 
nur mal nachfragen!)

Allerdings lehnen wir, CDU/CSU und FDP, das Ziel ei-
ner Armutsrisikoquote, wie sie die Kommission vor-
schlägt, ab.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Ein ausschließlich quantitativ formuliertes Armutsre-
duktionsziel sagt noch gar nichts über das Wie der Re-
duktion aus. Die Armutsrisikoquote ignoriert die nicht-
monetären Sozialleistungen, zum Beispiel für präventive
Maßnahmen, für die Sicherung des Zugangs zu Bildung,
zu Kinderbetreuungseinrichtungen und zu Hilfen für Al-
leinerziehende. Hier ist Klarheit über die Zielformulie-
rung unbedingt notwendig; andere Mitgliedstaaten sehen
das im Übrigen genauso. Überdies ist es wichtig, darauf
zu achten, dass der sozialpolitische Bereich in die Zu-
ständigkeit der Mitgliedstaaten fällt. 

Beim Bildungsziel muss es auch darum gehen, die
Kompetenzordnung der Mitgliedstaaten zu beachten. Des-
halb fordern wir eine objektive Berücksichtigung der spe-
ziellen Bildungswege und Bildungsangebote in Deutsch-
land, die vielfach einen dem Hochschulabschluss
ähnlichen Abschluss ermöglichen. An dieser Stelle se-
hen wir auch die von der Kommission vorgeschlagene
Quantifizierbarkeit von Bildungserfolgen sehr kritisch.
Eine reine Ausrichtung an absoluten Zahlen greift bei
der Bewertung des Bildungssystems nach unserer Auf-
fassung zu kurz.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Die konkrete Umsetzung der Leitlinien und Kernziele
der neuen Wachstumsstrategie soll durch nationale Ak-
tionspläne erreicht werden. Mit den in unserem Koali-
tionsvertrag vereinbarten Maßnahmen gehen wir in die
richtige Richtung; er ist ein wichtiger Anknüpfungs-
punkt.

Inhaltlich sind die Berichterstattung zur Europa-2020-
Strategie und das auf den Stabilitäts- und Wachstumspakt
gegründete Bewertungsverfahren zwar getrennt. In der
Kombination haben wir aber die Möglichkeit, noch stär-
ker auf diejenigen innerhalb der Europäischen Union zu
achten, die sich etwas schwerer tun. Wir werden darauf
hinwirken, dass die Zusammenarbeit in diesem Bereich
verbessert wird.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Um dabei mögliche Hindernisse zu überwinden und
die Ziele von Europa 2020 zu verwirklichen, müssen alle
auf EU-Ebene verfügbaren Instrumente und insbeson-
dere der Binnenmarkt in den Dienst der Strategie gestellt
werden. Dabei sind die Leitlinien eines innovativen,
integrativen und nachhaltigen Wachstums und Wirt-
schaftens sehr richtig gewählt. Die EU muss jetzt noch
intensiver zusammenarbeiten, um sich aus der Krise zu
befreien und die richtigen Lehren aus ihr zu ziehen.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Für die SPD-Fraktion hat die Kollegin Dr. Eva Högl

das Wort.

(Beifall bei der SPD)

Dr. Eva Högl (SPD): 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen! Liebe Kolle-

gen! Im Gegensatz zu meiner Vorrednerin bin ich der
Auffassung: Dieser Antrag der Koalitionsfraktionen
zeigt schwarz auf weiß die Handlungsunfähigkeit der
Bundesregierung und der Koalitionsfraktionen in der
Europapolitik.

(Beifall bei der SPD)

Dieser Antrag, meine Damen und Herren, ist erschre-
ckend ideenlos. Es geht bei der Strategie Europa 2020
um die Zukunft der Europäischen Union, um nicht mehr
und nicht weniger. Es geht um die Weichenstellungen für
unsere Zukunft auf der europäischen Ebene. Gerade
jetzt, in der Krise, ist es nicht nur von ganz entscheiden-
der Bedeutung, mit welchen Antworten wir dieser Krise
begegnen, sondern auch, welche Lehren wir daraus zie-
hen.

Ich stelle fest, dass die Koalitionsfraktionen bis heute,
20. Mai, keine Vorschläge vorgelegt haben. Die Kom-
mission hat ihre Ideen am 3. März präsentiert, und der
Europäische Rat wird abschließend bereits in vier Wo-
chen darüber entscheiden. Aber die Bundesregierung hat
nichts vorgelegt, sie hat keine Ideen, und im Gegensatz
zu dem, was Sie, Frau Molitor, gesagt haben, hat sie
auch keine Lehren aus der Lissabon-Strategie gezogen.
In Bezug auf diese so wichtige Strategie zeigen die Bun-
desregierung und die Koalitionsfraktionen genau das-
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selbe Verhalten, das sie auch in der Krise, über die wir
jetzt diskutieren, und mit Blick auf das Stabilisierungs-
paket, über das wir morgen zu entscheiden haben, an den
Tag legen. Verzögern und sich weigern, zu gestalten, das
ist das Motto der Bundesregierung und der Koalitions-
fraktionen.

(Beifall bei der SPD)

Die SPD hat dagegen bereits Anfang März, noch be-
vor die Kommission ihre Vorstellungen präsentiert hat,
einen umfassenden Antrag vorgelegt. Es lohnt sich, den
Antrag zu lesen und zu studieren. Darin machen wir
nämlich sehr deutlich, wohin wir auf dem Weg nach
Europa wollen; da wird klar, dass wir im Gegensatz zu
Ihnen Konzepte für Europa haben. 

Am deutlichsten wird die Ideenlosigkeit, wenn man
sich anschaut, wie Sie mit den fünf Kernzielen umgehen,
die die Kommission vorschlägt: Drei davon werden ab-
gelehnt, nämlich die wichtigen Ziele in den Bereichen
Bildung und Forschung, Armut und Beschäftigung.
Diese Ziele werden mit, wie ich finde, fadenscheinigen
Argumenten abgelehnt. Bei der Armutsbekämpfung ver-
schanzt man sich hinter der Begründung, es gebe keinen
geeigneten Indikator, um die Armut zu messen. Es geht
hier aber nur darum, ob wir die Armut auf europäischer
Ebene bekämpfen wollen, ob wir dies endlich zu einem
wichtigen Ziel machen wollen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der LINKEN und des BÜNDNISSES 90/DIE
GRÜNEN)

Es geht auf europäischer Ebene nur um den Willen.
Es geht darum – Stichwort „Krise“ –, mit welchen Bot-
schaften aus Europa wir unseren Bürgerinnen und Bür-
gern begegnen. Dabei geht es um nicht mehr und nicht
weniger als die Akzeptanz der Europäischen Union und
die Gestaltung unserer Demokratie. Das heißt für mich,
dass es nach der Lissabon-Strategie und nach dieser
Krise kein Weiter-so geben kann.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wir können so nicht weitermachen. Deswegen brauchen
wir keine Plattitüden dergestalt: Wenn die Wirtschaft
läuft, dann funktioniert das schon mit der Sozialpolitik.

(Dr. Johann Wadephul [CDU/CSU]: Das ist 
nun mal die Grundlage!)

Das reicht nicht aus.

(Beifall bei der SPD)

Wir müssen in der Sozial- und Beschäftigungspolitik ei-
gene Akzente setzen. Wir brauchen eine bessere Bil-
dungspolitik, eine bessere Beschäftigungspolitik und
eben auch die klare Ansage, dass wir auf europäischer
Ebene die Armut bekämpfen und reduzieren wollen.

Meine Damen und Herren, wir brauchen auch eine
bessere Koordination, und zwar nicht nur der Wirt-
schafts- und Finanzpolitik, sondern gerade auch der So-
zial- und Beschäftigungspolitik. Wir sehen bei der De-
batte über die Krise, dass wir nicht weiterkommen, wenn
wir uns dahinter verschanzen – das machen Sie mit Ih-
rem Antrag –, dass doch die Kompetenzen der Mitglied-
staaten zu wahren seien. Wir brauchen in dieser Krise
mehr Europa und mehr Abstimmung auf europäischer
Ebene.

(Beifall bei der SPD – Dr. Johann Wadephul
[CDU/CSU]: Wollen Sie Lissabon infrage stel-
len?)

Wir wollen eine Ergänzung des Wachstums- und Sta-
bilitätspakts – das ist dringend erforderlich – um einen
sozialen Stabilitätspakt. Wir halten es für dringend erfor-
derlich, ein solches Signal zu setzen. Gerade jetzt, in die-
ser Krise, wird deutlich, dass wir im Bereich der Be-
schäftigungs- und Sozialpolitik Leitlinien festlegen und
Ansagen machen müssen.

Mich erstaunt besonders, dass der Antrag der Koali-
tionsfraktionen sogar hinter den Aussagen der Bundes-
regierung zurückbleibt. Die Bundesregierung hat näm-
lich in den Debatten, die wir geführt haben, immer
gesagt, dass sie sich sehr wohl zu den Zielen bekennt
und Überlegungen anstellt, wie man die Umsetzung aus-
gestalten kann. Ihr Antrag besagt jetzt, dass Sie diese
Ziele auf keinen Fall unterstützen wollen. Das wundert
mich doch ein bisschen. Da wird, wenn ich das noch ein-
mal sagen darf, die Ideen- und Konzeptlosigkeit ganz
deutlich.

(Dr. Johann Wadephul [CDU/CSU]: So viel
zum Thema Plattitüden! – Gegenruf des Abg.
Manuel Sarrazin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wir warten mal auf Ihre Rede, Herr
Wadephul!)

– Herr Kollege Wadephul, keine Plattitüden, sondern
klare Aussagen. Sie haben keine Konzepte für Europa,
keine Konzepte für Deutschland. 

Deswegen sage ich an dieser Stelle deutlich: Schauen
Sie sich an, was die SPD formuliert hat! Wir stellen we-
der, wie Sie eben eingewandt haben, den Lissabon-Ver-
trag infrage noch wollen wir Europa auf den Kopf stel-
len. Wir wollen vielmehr Europa auf die Füße stellen.
Wir wollen auf europäischer Ebene gute Politik machen.
Wir wollen eine gute Nachfolgestrategie für die Lissa-
bon-Strategie entwickeln. Im Gegensatz zu Ihnen wollen
wir Europa gestalten und für die Bürgerinnen und Bür-
ger deutlich machen, wohin der Weg geht. Da haben wir
etwas Gutes vorgelegt. Vielleicht kann sich der Deutsche
Bundestag dazu durchringen, den wundervollen Antrag
der SPD zu beschließen,

(Dr. Johann Wadephul [CDU/CSU]: Oh Gott! 
Wenn man sich schon selber loben muss!)

nicht Ihren von Substanzlosigkeit und Ideenlosigkeit ge-
prägten Antrag, den Sie uns heute, vier Wochen vor der
entscheidenden Beschlussfassung im Europäischen Rat,
hier präsentieren.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD)
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Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Nächster Redner ist der Kollege Dr. Johann Wadephul

für die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Dr. Johann Wadephul (CDU/CSU): 
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und

Herren! Ich weiß nicht so recht, ob man eigentlich wei-
nen oder lachen soll.

(Dr. Eva Högl [SPD]: Lachen! Bei Ihrer 
Politik weinen!)

– Ich will Ihnen gleich erklären, worum es mir geht und
was mich berührt. 

Sie sprechen von Ideenlosigkeit, Sie weisen auf die
historische Stunde hin, in der sich die Europäische
Union in der Tat befindet, Sie sprechen von entscheiden-
den Weichenstellungen, vor denen wir in Europa stehen.
Dann müssen wir aber feststellen: Die sozialdemokrati-
sche Fraktion wird sich morgen bei der Abstimmung
über das Euro-Rettungspaket enthalten. Wenn hier je-
mand vor Europa versagt, dann sind Sie das. Sie sitzen
hier im Glashaus.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP – Dr. Wolfgang Strengmann-
Kuhn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Wer hat
denn hier die letzten Monate europapolitisch
versagt? – Zuruf von der SPD: Versagt hat Ihre
Koalition!) 

Sie geben Ihre europapolitische Glaubwürdigkeit auf,
wenn Sie in einer solchen Krisensituation nicht bereit
sind, unsere Währung und damit die Idee einer politi-
schen Einigung Europas zu retten.

(Beifall bei der CDU/CSU – Ute Kumpf
[SPD]: Sie können unserem Entschließungsan-
trag doch zustimmen!)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, in der Tat
braucht Europa nicht nur angesichts der von Frau Kolle-
gin Molitor bereits vollkommen zu Recht erwähnten Re-
gelungswut – der Krümmungsgrad der Banane ist er-
wähnt worden –, sondern auch in dieser Zeit der
Währungskrise sowohl Unterstützung als auch eine posi-
tive Vision. Ich halte dies für das Gute an dieser Strate-
gie, das wir unterstützen sollten und weshalb wir uns
auch zu ihr bekennen. Europa darf nicht nur mit Rege-
lungen identifiziert werden, Europa darf gerade in der
jetzigen Situation nicht nur mit Krise und mit notwendi-
ger Hilfe für Staaten identifiziert werden, die sich derzeit
in einer schwachen währungspolitischen Situation befin-
den. Europa braucht auch eine Wohlstandsperspektive;
nur dann werden die Menschen zu Europa stehen. Des-
wegen ist diese Strategie wichtig und gut, und deswegen
unterstützen wir sie. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Zum anderen steht darin in der Tat mehr als Armuts-
bekämpfung, obwohl diese auch wichtig und in der jetzi-
gen Situation gerade aufgrund der Währungskrise sehr
richtig und sehr notwendig ist. Denn Wachstum und Be-
schäftigung sind die Grundlage dafür, dass es den Men-
schen gut geht, dass sie Geld verdienen, dass der Staat
Steuereinnahmen hat und dass die Staaten, die sich ja
alle – so auch wir; die Bundeskanzlerin hat darauf hinge-
wiesen – in einer schwierigen finanzpolitischen Situa-
tion befinden, aus diesem Schuldenturm wieder heraus-
kommen. Nur, allein mit Sparen wird dies nicht
gelingen. Wir brauchen Wirtschaftswachstum in ganz
Europa, und deswegen ist auch dieser Ansatz richtig,
und wir unterstützen ihn. 

Wir mischen uns nun, Frau Kollegin Högl, um auf das
einzugehen, was Sie gerade gesagt haben – Sie haben Ih-
ren eigenen Antrag dazu „wunderbar“ genannt; dazu
sage ich gleich noch zwei, drei Sätze –, in einer relativ
späten Phase in die Diskussion ein. Es ist nicht so, dass
alle anderen Mitgliedstaaten darauf warten, dass
Deutschland jetzt einen ganz neuen Entwurf vorlegt.
Vielmehr hat die Kommission etwas vorgelegt; darüber
wird diskutiert. Gestern hat uns das Wirtschaftsministe-
rium gesagt, wie weit der Konsens schon vorangetrieben
ist. Deswegen ist unser Antrag genau die richtige Ant-
wort, weil wir an den Vorschlag der EU-Kommission an-
knüpfen und an der einen oder anderen Stelle in der Tat
Hinweise geben, die sich von Ihrer Politik unterschei-
den.

Es ist vollkommen illusionär, jetzt Politikbereiche
einzubeziehen, die Sie genannt haben, bei denen keiner
der anderen Mitgliedsstaaten daran denkt, sie in einer
Strategie zu verarbeiten, etwa die Bildungspolitik. Die
Bildungspolitik gehört nicht zum Gemeinschaftsrecht
der Europäischen Union – die Bildungspolitik ist noch
nicht einmal nationales Recht in Deutschland; sie gehört
in die Länderhoheit –, und deswegen ist es völlig falsch,
nun den Eindruck zu erwecken, als wäre es eine der vor-
nehmsten Aufgaben dieser EU-Strategie, Bildungspoli-
tik auf die europäische Ebene zu heben. An dieser Stelle
verwechseln Sie Äpfel mit Birnen. Das gehört dort ein-
fach nicht hin, meine sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP – Dr. Eva Högl [SPD]: Da hat
das Wirtschaftsministerium aber etwas anderes
gesagt!)

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Herr Kollege, gestatten Sie eine Zwischenfrage des

Kollegen Strengmann-Kuhn? 

Dr. Johann Wadephul (CDU/CSU): 
Ja, ich gestatte die Zwischenfrage. 

Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn (BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN): 

Wir haben im Arbeits- und Sozialausschuss bereits
über dieses Thema diskutiert. Dort haben Sie die Posi-
tion vertreten, dass es bei der EU-2020-Strategie nicht
nur nicht um Bildungspolitik geht, sondern auch nicht
um Sozialpolitik. Könnten Sie hier einmal erklären, ob
Sie immer noch dieser Meinung sind? Im letzten Drittel
geht es ja um sozialpolitische Ziele, die schon in der Lis-
sabon-2010-Strategie enthalten waren, so die offene Me-
(B)
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thode der Koordinierung und Ähnliches. Sind Sie also
immer noch der Meinung, dass die sozialpolitische
Dimension, die in der EU-2020-Strategie unter der
Überschrift „Integratives Wachstum“ angesprochen
wird, nach wie vor keine Rolle spielt? 

Wenn Sie dieser Meinung sind, könnten Sie das dann
auch einmal begründen, angesichts des Widerspruchs zu
dem, was eigentlich in der Strategie, in dem Vorschlag
der EU-Kommission steht? Wäre es jetzt nicht eigentlich
auch für diese Bundesregierung an der Zeit, zu verdeutli-
chen, dass sozialpolitische Ziele neben Wachstumszielen
durchaus Ziele der Europäischen Union sind, wohl wis-
send, dass es bei deren Umsetzung um die Subsidiarität
der Mitgliedstaaten geht? 

Dr. Johann Wadephul (CDU/CSU): 
Ich bin dankbar, dass ich das aufklären kann und dass

Sie, sicherlich völlig unabsichtlich, mich und meine
Fraktion falsch verstanden haben. 

Niemand ist – das ist hier mehrfach betont worden –
gegen Armutsbekämpfung. Vielmehr ist das ein Ziel, das
uns politisch wohl über alle Fraktionsgrenzen und politi-
schen Grenzen hinaus eint. Die Frage ist nur: Wie geht
man mit dem Thema um? Dazu möchte ich drei Punkte
ansprechen.

Erstens. Die Kollegin Molitor hat hier – ich möchte
das nicht wiederholen – eindrücklich nachgewiesen, wa-
rum die sogenannte Armutsrisikoquote, die bisher von
der EU-Kommission genannt worden ist, völlig ungeeig-
net ist, um die Armut eines Landes zu messen. 

(Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Das war gar nicht
meine Frage!)

Sie haben uns bisher immer vorgeworfen, dass wir die-
sen Indikator ablehnen.

(Ute Kumpf [SPD]: Sie müssen zuhören! –
Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Das habe ich nicht
gefragt! Sie müssen mir zuhören!)

– Entschuldigung, aber das ist in der öffentlichen Dis-
kussion der Fall gewesen. Wenn Sie Wert darauf legen,
dass ich antworte, sollten Sie mir Gelegenheit geben, das
zu tun. 

(Ute Kumpf [SPD]: Thema verfehlt!)

Sie können hinterher bewerten, ob es Ihnen ausreicht,
aber ich würde gerne versuchen, das auszuführen.

(Ute Kumpf [SPD]: Dann müssen Sie aber 
auch zuhören!)

Dieser Indikator ist, wie gesagt, völlig ungeeignet. 

Zweitens. Niemand hat bisher einen anderen brauch-
baren Indikator dafür gefunden. 

Drittens. Es ist schlicht und ergreifend so, dass man
Armut immer nur dann verringern kann, wenn es Wachs-
tum und Beschäftigung gibt. Denn nur dann sind Staaten
in der Lage, sozialpolitisch zu handeln. Arbeit ist nun
einmal die beste soziale Maßnahme. Dafür setzen wir
uns ein. Daraus muss man die Kraft schöpfen, sozialpoli-
tisch tätig zu sein. Das ist unsere Philosophie. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP –
Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Ich warte noch im-
mer auf die Antwort!)

Ich bin dankbar, dass Sie das Subsidiaritätsprinzip er-
wähnt haben. Ich möchte es an dieser Stelle noch einmal
erwähnen, weil es für uns in der Tat ein wichtiger Aspekt
ist. Ich möchte Ihnen das einmal entgegenhalten – Sie
können sich gerne auch andere Politikbereiche an-
schauen –: Würden Sie sich von den Dänen vorschreiben
lassen, wie man ein gutes Kündigungsschutzrecht ver-
fasst? Würden Sie sich das von den Dänen sagen lassen? 

(Manuel Sarrazin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Dänen lügen nicht!)

Die Dänen haben nämlich gar kein Kündigungsschutz-
recht. Wollen Sie sich von den Briten vorschreiben las-
sen, wie das Mitbestimmungsrecht, das wir haben und
auf das wir stolz sind – Montanmitbestimmung und al-
les, was dazugehört –, auszusehen hat? Die haben näm-
lich keines. Kaum ein Land hat es. 

Diese Beispiele zeigen, dass Subsidiarität auch be-
deuten kann, dass Deutschland – das ist vollkommen
richtig; dahinter stehen wir auch – eine andere Sozial-
politik macht als andere Länder. Deswegen ist das Subsi-
diaritätsprinzip richtig und muss gelebt werden. Es darf
nicht gleich bei der ersten Strategie, die wir nach dem
Lissabon-Vertrag verabschieden, konterkariert werden.
Damit führen wir die europäische Idee ad absurdum. Das
tragen wir nicht mit.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Letzte Bemerkung: Der Stabilitäts- und Wachstums-
pakt ist wichtig und muss verschärft werden; darauf hat
Wolfgang Schäuble in der letzten Debatte am Freitag vor
zwei Wochen hingewiesen. Es darf nicht zu einer Ver-
quickung dieser Strategie mit dem Stabilitäts- und
Wachstumspakt kommen. Denn dieser Pakt ist ein wich-
tiger und immer wichtiger werdender Pfeiler der Euro-
päischen Union. Deswegen lehnen wir alle Vorschläge
ab, die darauf abzielen, aufgrund der vermeintlichen
Verwirklichung der EU-2020-Strategie auf Kriterien der
Stabilität zu verzichten, wie das die spanische Ratspräsi-
dentschaft Anfang des Jahres angedeutet hat.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Herr Zapatero hat dazugelernt. Er hat hinzugelernt,
dass er seine Haushalte in Ordnung bringen muss. Nur
so wird ein Schuh daraus. Man muss das eine tun und
darf das andere nicht lassen. Die EU-2020-Strategie ist
richtig. Stabilität ist aber noch wichtiger.

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)
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Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Für die Fraktion Die Linke hat der Kollege Alexander

Ulrich das Wort.

(Beifall bei der LINKEN)

Alexander Ulrich (DIE LINKE): 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Die Bürgerinnen und Bürger am Bildschirm müssen
wirklich glauben, dass wir hier eine Debatte im Tollhaus
führen. 

(Thomas Dörflinger [CDU/CSU]: Ja! Seit 
etwa 20 Sekunden!)

Europa weiß nicht, was morgen ist. Wir wissen nicht, ob
sich das, was die Bundeskanzlerin angedeutet hat, be-
wahrheiten wird. Wir machen uns Gedanken, wie Eu-
ropa 2020 aussehen könnte. Das nimmt uns keiner ab. Es
kommt einem so vor, als würde ein Haus lichterloh bren-
nen, sich aber CDU/CSU, FDP und die Kommission in
Brüssel darüber Gedanken machen, ob man das abge-
brannte Kinderzimmer renovieren sollte.

(Beifall bei der LINKEN)

Unsere Auffassung ist folgende: Wir als Bundestag
sollten die Kommission auffordern, die EU-2020-Strate-
gie als Fortsetzung der Lissabon-Strategie nicht zu
beschließen. Wir sollten uns vielmehr zuerst um die Kri-
senbewältigung kümmern, und zwar unter sozial gerech-
ten Gesichtspunkten. Wir sollten uns dann möglicher-
weise im Jahre 2011 darüber Gedanken machen, wie
man Europa in kleineren Schritten über vier oder fünf
Jahre so gestalten kann, dass sich solche Krisen, wie sie
uns zurzeit in immer kürzeren Abständen einholen, nicht
wiederholen. Deshalb wäre es gut, wenn wir uns über
Anträge unterhielten, die die Kommission dazu ver-
pflichteten. 

(Beifall der Abg. Dorothée Menzner [DIE 
LINKE])

Bei dem, was Sie hier vorbringen, merkt man, dass
Sie nicht zurückblicken und sich fragen, warum die Lis-
sabon-Strategie gescheitert ist. Zur Verdeutlichung:
Wachstum und Forschungsausgaben sind nicht, wie ge-
plant, gestiegen. Gewachsen hingegen ist die Zahl der
Beschäftigten in Europa, die für einen Hungerlohn arbei-
ten, gewachsen ist auch die Armut und insbesondere die
Kinderarmut. Es ist fatal, dass sich CDU/CSU und FDP
überhaupt nicht darüber verständigen wollen, wie man
Armut bekämpfen kann. Man will auch keine Zahlen
mehr nennen. Man möchte nur noch lose Formulierun-
gen hineinschreiben; dabei haben lose Formulierungen
dazu beigetragen, dass die Lissabon-Strategie gescheitert
ist. Deshalb dürfen wir so nicht weitermachen.

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg.
Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Die Grundideen der Lissabon-Strategie waren Privati-
sierung, Deregulierung und Liberalisierung. Daran ge-
messen ist die Strategie natürlich nicht gescheitert; denn
es wurde eine Umverteilung vollzogen. An der Privati-
sierung haben sehr viele, auch die Konzerne, sehr gut
verdient. Für diese, für die Sie Lobbypolitik betreiben,
war die Lissabon-Strategie ein voller Erfolg; aber für die
Masse der Menschen ist der Begriff „Lissabon“ verbun-
den mit Sozialabbau, schlechteren Lebensverhältnissen,
prekärer Beschäftigung, Kinderarmut und auch damit,
dass die Reichen immer reicher und die Armen immer
ärmer geworden sind. Das muss man deutlich zum Aus-
druck bringen.

(Beifall bei der LINKEN)

Zur Klarstellung: In Deutschland hat damals der Ar-
beitsminister Müntefering gesagt: Die nationale Umset-
zung der Lissabon-Strategie sind die Agenda 2010 und
Hartz IV. Mit europäischem Rückenwind ist sozusagen
der größte Sozialabbau in Deutschland seit dem Zweiten
Weltkrieg vorgenommen worden. Das muss man deut-
lich sagen. Frau Högl, manchmal ist es gut, Sie von der
SPD und auch die Grünen daran zu erinnern, dass Sie
dafür verantwortlich waren und nicht die jetzige Regie-
rung. 

(Beifall bei der LINKEN – Dr. Eva Högl [SPD]: 
Wir haben gute Politik gemacht!)

Einer der Hauptwidersprüche der Europa-2020-Stra-
tegie ist folgender: Auf der einen Seite will man intelli-
gentes, nachhaltiges und integratives Wachstum schaf-
fen, auf der anderen Seite soll strikt gespart werden, um
die durch die Bankenrettung und Wirtschaftskrise aufge-
türmten Schulden abzubauen. Diesen Grundwiderspruch
löst man sicherlich nicht dadurch, dass man, wie im An-
trag von CDU/CSU und FDP vorgelegt, lapidar fordert,
man müsse einfach beides machen: die Strategie umset-
zen und sparen.

Lassen Sie mich den Widerspruch anhand der drei
Oberziele der Strategie – intelligentes, nachhaltiges und
integratives Wachstum – deutlich machen. Intelligentes
Wachstum soll durch Innovation und Bildung erreicht
werden. Aber wie soll das ohne Geld bzw. trotz Spardik-
taten wie in Griechenland funktionieren? Nachhaltiges
Wachstum kann nicht nur durch Marktanreize erreicht
werden, nötig sind auch Investitionen in die Klima- und
Energiewende, und auch das kostet bekanntermaßen
Geld. 

Der Widerspruch zwischen Haushaltskonsolidierung
und integrativem Wachstum, dem dritten Oberziel der
neuen Strategie, lässt sich derzeit am Beispiel Griechen-
land in aller Härte studieren. Der Sparplan von EU und
IWF, der dem Land aufdiktiert wurde, sieht unter ande-
rem Folgendes vor: die Kürzung von Gehältern und
Renten, die Einschränkung der Tarifautonomie, die Lo-
ckerung des Kündigungsschutzes, Kürzungen im Ge-
sundheitswesen sowie eine Erhöhung der Mehrwert-
steuer. All diese Maßnahmen treffen vor allem die
kleinen Leute, von sozialer Integration keine Spur. In
Spanien und Portugal sieht es nicht anders aus. Gespart
wird bei den Rentnerinnen und Rentnern, bei jungen El-
tern und im öffentlichen Dienst. 

Einer Sache können wir uns sicher sein: Diese unso-
zialen Sparmaßnahmen bleiben nicht auf Griechenland,
Spanien und Portugal beschränkt. Sie stellen eine Blau-
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pause für die gesamte EU dar, und damit auch für
Deutschland. Deshalb ist die EU-2020-Strategie falsch.
Sie will das fortsetzen, was mit der Lissabon-Strategie
grandios gescheitert ist. 

Ich fordere alle Fraktionen des Bundestages auf: For-
dern Sie die Kommission in Brüssel auf, die Strategie
dorthin zu tun, wo sie hingehört, nämlich in den Müllei-
mer. Lassen Sie uns die Krise bewältigen, aber nicht
durch Sozialabbau und unter dem Diktat von Haushalts-
konsolidierung. Wir brauchen ein Zukunftsinvestitions-
programm, damit Wachstum generiert werden kann.
Durch Sparen entsteht kein Wachstum. Durch Sparen
verringert man auch nicht die Armut.

Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Nächster Redner ist der Kollege Manuel Sarrazin für

die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

Manuel Sarrazin (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich be-

ginne mit dem Thema Armutsrisikoquote. 

Es gibt ein Argument, das man Ihnen vorhalten muss,
meine verehrten Damen und Herren von der Koalition:
Es wäre nicht so schlecht, wenn die Koalition grundsätz-
lich in dem Ziel übereinstimmen würde, dass wir uns in
Europa verbindlicher auf Standards einigen müssen und
dass das nicht nur im Stabilitäts- und Wachstumspakt
passieren kann, wo es auch passieren muss, sondern
auch in den Bereichen, die mit entscheidend dafür sind,
wie starke wirtschaftspolitische Koordinierung – oh,
welch Wunder, kein Einspruch von der FDP; Zitat aus
dem EU-Vertrag – geschehen kann.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Man fragt sich ja, warum Sie sich dagegen wehren,
das in Ihren Antrag hineinzuschreiben.

(Dr. Johann Wadephul [CDU/CSU]: Punkt 6!)

Sie sagen, die Indikatoren sind Quatsch. Hier könnte
man zwei Argumente aufzählen. Erstens. Ich habe auch
in Ihrem Antrag keine Vorschläge dafür gelesen, wie
man das trotzdem quantitativ bemessen kann und
möchte. 

Zweitens. Diesen Indikator – 60 Prozent des Median-
einkommens –, den Sie infrage stellen, nutzt die Bundes-
regierung seit Jahren selber, weil, zumindest wenn man
eine Statistik an Maßstäben berechnen möchte, die von
manchen deutschen Instituten nicht genommen werden,
es in der Statistik vielleicht besser aussieht, selber die
Lage darzustellen. Also fangen Sie hier keine Scheinde-
batte an. Das Armutsziel in der 2020-Strategie zu veran-
kern, ist richtig und wichtig.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Man kann sich fragen, warum. Wir haben ja gerade
das Problem, das Herr Ulrich angesprochen hat, nämlich
dass sich die Menschen fragen, wo eigentlich das soziale
Gesicht der Europäischen Union in dieser Krise ist.

(Dr. Johann Wadephul [CDU/CSU]: Ist das Ihr 
Part in der Europapolitik?)

Der Vertrag von Lissabon enthält ein soziales Ver-
sprechen, das Versprechen vom sozialen Fortschritt und
von sozialer Wohlfahrt. Diesem Versprechen müssen wir
gerecht werden. Herr Wadephul, ich arbeite gerne mit
Herrn Ulrich zusammen, vielleicht nicht in einer Koali-
tion, aber sonst parlamentarisch, aber wenn Sie meinen,
dass Herr Ulrich widerlegt werden muss, dann sollten
Sie einmal etwas in dem Bereich tun, anstatt immer nur
zu blockieren und zu bremsen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
LINKEN)

Da sind wir schon bei einem wunderbaren Beispiel
der aktuellen Debatte: blockieren und bremsen. Ihre
Fraktionen betreiben doch eigentlich eine Vogel-Strauß-
Politik, und zwar sowohl bei der EU-2020-Strategie als
auch bei der gesamten Krisenbewältigung. Wir brauchen
jetzt mehr Koordination in der Wirtschaftspolitik zwi-
schen den Staaten. Wir brauchen mehr Governance. Wir
brauchen verbindliche Zielerreichungen. Entschuldigen
Sie, wenn ich es so sagen muss, aber das Einzige, was
uns jetzt noch aus der Krise führt, ist, einerseits im Rah-
men des Stabilitätspaktes auf Schuldenabbau zu setzen
und für gesunde öffentliche Finanzen einzustehen und
andererseits für verbindliche wirtschaftliche Koordinie-
rung zu sorgen. Aber mit welchen Instrumenten? Zum
Beispiel mit dem Instrument der integrierten Leitlinien
und mit dem Instrument der nationalen Reformpro-
gramme, die verbindlicher geregelt werden sollten. Auch
diese Vorschläge sollte Herr Schäuble morgen in Brüssel
vortragen, wenn Sie etwas machen wollen. Wer aber die
EU-2020-Strategie nur mit Bremsen und Blockieren
begleitet, wird keinen Weg aus dieser Krise heraus auf-
zeigen können.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD – Dr. Johann Wadephul
[CDU/CSU]: Ich dachte, er hätte sich gemau-
sert!)

Ich muss noch etwas zum Thema Bildungsziel sagen.
Ich finde, man sollte sich, wenn man eine anspruchsvolle
Politik betreiben möchte, nicht hinter dem deutschen Fö-
deralismus verstecken. Nach dem, was ich in der Vorbe-
reitung auf die heutige Debatte erfahren habe, ist es so-
gar so, dass inzwischen im Bildungsrat für den Bereich
Bildung und Forschung mit der Zustimmung der Bun-
desregierung ein Bildungsziel konzertiert wurde. Warum
wettern Sie hier eigentlich noch so dagegen?

Finden Sie, Ihre Bundesregierung hat in Brüssel mal
wieder nicht gut genug verhandelt? Oder finden Sie,
dass das sachlich Quatsch ist? Dann sollten Sie aber in
Ihrem Antrag andere Schwerpunktsetzungen vornehmen
und das tun, was wir auch machen, nämlich die Bundes-
regierung zu Recht kritisieren.
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Ich habe bereits gesagt – andere Redner der Opposi-
tion auch –, die EU-2020-Strategie sollte geschärft und
noch ehrgeiziger werden. Das gilt auch für den Bereich
Klimaschutz und Energie. Das gilt für den Bereich
Governance. 

(Alexander Ulrich [DIE LINKE]: Sie sollte 
gestoppt werden!)

– Entschuldigung, die Kollegin von der SPD hat das ge-
sagt. Da hatten Sie – das muss ich zugeben – unrecht,
Herr Ulrich. 

Wir setzen uns dafür ein, dass die Strategie im Sinne
des Green New Deal ausgestaltet wird, das heißt nach-
haltiges Wachstum, sparsamer Umgang mit Ressourcen,
kluge, zukunftsweisende technologische Innovationen in
Bildung, in Forschung, im Sozialen, in Kultur, um end-
lich den anscheinenden Gegensatz zwischen Herrn
Wadephul und Herrn Ulrich, der so gar nicht existiert,
Wohlstand und soziale Gerechtigkeit seien ein Gegen-
satz, aufzulösen.

(Dr. Johann Wadephul [CDU/CSU]: Da gibt es
schon noch einen Unterschied! Jetzt ist lang-
sam Schluss!)

Sie mit Ihrem Gerede von Wachstum haben uns auch
nicht in eine Situation geführt, die uns jetzt ganz beson-
ders gut dastehen lässt. Wenn man wirklich nachhaltig
wachsen will, dann muss man in die Zukunft investieren.
Daran führt kein Weg vorbei.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Letzter Satz. Ich habe das Gefühl, Sie behandeln die
Strategie EU 2020 wie ein Schüler, der versucht, den
Lehrer davon zu überzeugen, weniger Hausaufgaben
aufzugeben. Aber auch in der Brüsseler Klasse landet
man so nicht unter denen mit den besten Noten, sondern
gilt als Problemschüler. Das finde ich schade. 

Danke.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Der Kollege Thomas Silberhorn hat nun das Wort für

die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Thomas Silberhorn (CDU/CSU): 
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und

Herren! Wenn nun die Europäische Union eine neue
Strategie für Wachstum und Beschäftigung 2020 vorlegt,
dann ist das vielleicht nicht beabsichtigt gewesen, aber
durchaus sinnvoll, dass wir jetzt im Zusammenhang mit
der aktuellen Krise auf den Finanzmärkten darüber dis-
kutieren dürfen. Denn die beiden Themen hängen enger
miteinander zusammen, als man auf den ersten Blick
wahrhaben will. Eine stabile Währung, Preisstabilität ist
die Grundlage für mehr Wachstum in Europa. Anderer-
seits erleichtert wirtschaftliches Wachstum, das Haupt-
ziel dieser Strategie EU 2020 zu erreichen, nämlich die
öffentliche Verschuldung abzubauen und zu soliden
Staatsfinanzen zurückzukehren. Deswegen ist es sinn-
voll, dass wir über beides im Zusammenhang diskutieren
können.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Nun hat diese Strategie eine Vorläuferin in der soge-
nannten Lissabon-Agenda, die den Binnenmarkt zum
weltweit wettbewerbsfähigsten Raum machen wollte.
Wir können heute feststellen, dass diese Zielsetzung gut
gemeint war, aber grandios gescheitert ist. Deswegen
muss es nicht verkehrt sein, eine neue Strategie zu Pa-
pier zu bringen, die auf Wachstum und Beschäftigung
fokussiert ist. Im Gegenteil: Es ist durchaus zu begrüßen,
dass wir uns darauf konzentrieren, bei unseren wirt-
schafts- und beschäftigungspolitischen Zielen Prioritäten
zu setzen und nationales und europäisches Handeln
besser miteinander zu verzahnen. 

Dabei muss gelten: Diese Ziele und Prioritäten, auf
die wir uns in der Europäischen Union verständigen wol-
len, müssen sich im Rahmen der geltenden Kompetenz-
ordnung bewegen. Sie müssen einer Subsidiaritäts-
prüfung standhalten, und sie müssen einen klaren
europäischen Mehrwert bringen. Was die Mitgliedstaa-
ten selber tun können, müssen wir nicht europaweit or-
ganisieren. Es muss klar sein, dass diese Strategie nicht
ausreichend ist, wenn sie nur zu Papier gebracht wird,
sondern sie muss tatsächlich in die Praxis umgesetzt
werden. Sonst bleibt sie so wertlos, wie es die Lissabon-
Strategie gewesen ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Deswegen ist es notwendig, dass wir uns auf Ziele
konzentrieren, die realistisch, verständlich und tatsäch-
lich erreichbar sind. Wenn ich mir den Vorschlag der
Kommission anschaue, sehe ich, dass dort von sich
gegenseitig verstärkenden Prioritäten, von fünf EU-
Kernzielen, von sieben Leitinitiativen, von zehn inte-
grierten Leitlinien usw. die Rede ist. Es ist also eine
ganze Fülle von geradezu verwirrenden Kategorien. Wer
soll das verstehen? Weniger wäre manchmal mehr. Des-
wegen wird es für den Erfolg der Strategie EU 2020 ent-
scheidend sein, dass wir den politischen Willen haben,
beschlossene Reformen tatsächlich in Angriff zu neh-
men und in die Praxis umzusetzen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Ich begrüße es, dass diese Strategie der Europäischen
Union einen wirksameren Überwachungsmechanismus
beinhalten soll, als es bei der Lissabon-Strategie der Fall
war. Insbesondere wollen die Staats- und Regierungs-
chefs im Europäischen Rat eine federführende Rolle
übernehmen. Ich glaube, das ist dringend notwendig.
Der Europäische Rat muss seine Funktion als Leitungs-
organ der Europäischen Union wieder hervorheben. Es
muss klar werden, dass Politiker und nicht Beamte das
Heft in der Hand halten. Deswegen ist es richtig und
wichtig, dass die Staats- und Regierungschefs deutlich
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machen, dass sie letztlich die Hauptverantwortung dafür
tragen, ob diese Strategie ein Erfolg wird. 

Ich halte viel davon, dass wir hier nicht nur Papier
beschreiben, sondern auch einen Wettbewerb in Gang
setzen, welche Mitgliedstaaten die besten Ideen haben,
um die vereinbarten Ziele zu erreichen. Ich finde es sinn-
voll, dass der Bundesrat in diesem Zusammenhang ange-
regt hat, eine Rangliste der EU-Mitgliedstaaten in den
einzelnen Bereichen wie Wirtschafts-, Beschäftigungs-
und Sozialpolitik zu erstellen. Das ist der Weg, wie man
zu einem solchen Wettbewerb der besten Politikansätze
kommt.

 Ich halte es für sehr gelungen, dass die Bundesregie-
rung in den bisherigen Gesprächen ihre Handschrift
durchsetzen konnte.

(Lachen bei der SPD – Dr. Eva Högl [SPD]:
Das ist aber nicht erkennbar! – Ute Kumpf
[SPD]: Das glauben Sie jetzt aber selber
nicht!)

Die Bundesregierung hat mit Nachdruck vertreten, dass
wir uns nicht auf Ziele bei der Armutsbekämpfung und
Bildung verständigen werden, die weder mit der Kompe-
tenzordnung vereinbar sind noch eine Realisierungschance
haben. Es ist auch wichtig, dass wir die Wachstumsstrate-
gie und den Stabilitätspakt inhaltlich strikt voneinander
trennen. Wenn man beides vermengen würde, wie es die
Kommission vorgeschlagen hat, dann würde man den
Stabilitäts- und Wachstumspakt politischer Einfluss-
nahme aussetzen und inhaltlich aushöhlen. Das wäre
zum jetzigen Zeitpunkt ein geradezu fatales Signal an
die Finanzmärkte. Genau das Gegenteil ist jetzt erforder-
lich.

Auch etwas anderes ist vom Tisch, nämlich der Vor-
schlag, Lasten der Mitgliedstaaten automatisch durch
andere Mitgliedstaaten zu übernehmen, wenn einzelne
Länder der Europäischen Union ihre Ziele nicht errei-
chen können. Es gibt also keinen Blankoscheck für säu-
mige Staaten. Das ist wichtig; denn wenn diese Strategie
am Ende nicht nur geduldiges Papier, sondern in der Pra-
xis anwendbar sein soll, dann müssen wir einen Wettbe-
werb um die beste Lösung in den Mitgliedstaaten in
Gang setzen. Ich hoffe, dass der Bundesregierung dies
gelingt, wenn Anfang Juni diese Strategie beschlossen
werden soll.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Nächster Redner ist der Kollege Manfred Nink für die

SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Manfred Nink (SPD): 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten

Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Um es gleich festzustellen: Dem vorliegenden Antrag
mangelt es mit Blick auf die europäische Wirtschafts-
politik an Ehrgeiz und Visionen. 
Durch die Strategie EU 2020 soll Europa gestärkt aus
der Finanz- und Wirtschaftskrise hervorgehen. Damit
dieses Europa Wirklichkeit werden kann, brauchen wir
transparente Konzepte, klare Ziele und ein entschlosse-
nes Handeln. Nichts von alldem ist in Ihrem Antrag ent-
halten. Von Strategie kann keine Rede sein; im Gegen-
teil: Liest man Ihre Forderungen, gewinnt man den
Eindruck, dass Sie Ihrer eigenen Regierung misstrauen.
Das, was Sie da an Forderungen formulieren, sind Maß-
nahmen, die für eine gut funktionierende Bundesregie-
rung eigentlich selbstverständlich, gewissermaßen Ta-
gesgeschäft sein müssten.

(Beifall bei der SPD)

Die Kommission hat fünf messbare Kernziele vorge-
schlagen. Diese sollen in nationale Ziele umgesetzt und
bis 2020 verwirklicht werden. Bis dahin ist noch ein lan-
ger Weg, aber nur noch wenig Zeit; denn bereits im Juni
sollen im Europäischen Rat die ersten Einzelheiten ver-
abschiedet werden. Die Mitgliedstaaten sind deshalb
aufgerufen, jetzt im Dialog mit der Kommission die na-
tionalen Beiträge zu definieren. Bisher haben wir dazu
reichlich wenig von der Bundesregierung erfahren. Es ist
schon gesagt worden: Von den fünf von der Kommission
vorgeschlagenen Kernzielen ist lediglich zwei Zielen zu-
gestimmt worden, nämlich dem Ziel bezüglich der Be-
schäftigungsquote und dem Vorschlag, in Forschung und
Entwicklung zu investieren. 

Auf die von der Kommission aufgestellten Leitinitia-
tiven, an denen sich die Kernziele orientieren und die
künftig für die Mitgliedstaaten bindend sein sollen,
gehen Sie nicht im Detail ein. Jetzt, nachdem es inzwi-
schen unter allen Staats- und Regierungschefs Konsens
ist, stimmen Sie wenigstens der Feststellung zu, dass es
künftig einer stärkeren wirtschaftspolitischen Koordinie-
rung bedarf. Aber wie eine effektive Koordinierung der
europäischen Wirtschaftspolitik aussehen soll und wie
die Mitgliedstaaten in die Verantwortung genommen
werden können, sagen Sie nicht.

Ich stelle weiterhin fest: Die europäische Wirtschafts-
politik ist ein Thema, welches auch bei unserem Bundes-
wirtschaftsminister bisher nicht angekommen ist. Ich
darf daran erinnern, dass die SPD-Fraktion unlängst ei-
nen Antrag für die Gestaltung der Strategie Europa 2020
vorgelegt hat. Sie hat unter anderem folgende wirt-
schaftspolitischen Ziele gefordert: Zum Beispiel hat sie
ein Angebot innovativer Technologien und Produkte ge-
fordert, die ein Wirtschaftswachstum bei verringertem
Energie- und Ressourcenverbrauch ermöglichen.

(Beifall bei der SPD)

Sie hat gefordert, dass Möglichkeiten sondiert werden,
wie Mittel für zusätzliche Investitionen generiert werden
können, um die dringend gebotene Belebung des inner-
europäischen Handels zu fördern. 

All unsere Vorschläge haben Sie abgelehnt, ohne Stel-
lung dazu zu beziehen. Was hat der zuständige Wirt-
schaftsminister in dieser Hinsicht bisher vorgetragen?
Was hat er dargestellt? Nichts. Sein Handeln wird den
aktuellen wirtschaftspolitischen Herausforderungen nicht
annähernd gerecht.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
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Die zentralen Fragen der Zukunft Europas bleiben unbe-
antwortet. 

Bezeichnend ist auch der Bericht des Bundeswirt-
schaftsministers vom 17. Mai 2010 zu den Vorschlägen
der Kommission. Verehrte Kolleginnen und Kollegen,
dieser Bericht ist nicht mehr als ein kurzes, inhaltsleeres
Papier. Jede Praktikantin, jeder Praktikant hätte am ers-
ten Tag des Praktikums einen fundierteren Bericht er-
stellt.

(Anton Schaaf [SPD]: Genau!)

Das Schlimme daran: Mehr – so hat das Wirtschaftsmi-
nisterium auf Nachfrage geantwortet – sei nicht möglich
gewesen, da man noch im Verhandlungsprozess sei. Was
wird hier verhandelt? 

Man muss doch zumindest Ziele benennen können.
Ich erwarte ja noch keine endgültigen Ergebnisse in al-
len Einzelheiten; aber ich denke, das Parlament sollte
darüber informiert sein, in welche Richtung die Regie-
rung gehen will. Wir fragen uns: Wo bleiben die Vor-
schläge des Ministers? Wann gedenkt die Bundesregie-
rung das Parlament und die deutsche Bevölkerung über
ihr Vorhaben und über die Maßnahmen zu unterrichten? 

Es kann doch nicht sein, dass die Chancen Deutsch-
lands, Europa für die nächsten zehn Jahre mitzugestal-
ten, wegen Planlosigkeit aus der Hand gegeben werden,
ohne die weltweiten Folgen der Wirtschafts- und Finanz-
krise, der Krise Griechenlands und der Krise des Euros
zu beachten. 

(Beifall bei der SPD)

Ich frage mich: Kann es sein, dass der Bundeswirt-
schaftsminister noch immer nicht begriffen hat, dass die
fundamentalen Herausforderungen, denen die euro-
päische Wirtschaft gegenübersteht, von der Politik
entschlossene Antworten verlangen? Die zunehmende
weltwirtschaftliche Verflechtung hat gezeigt: Die Welt-
wirtschaft wartet nicht auf Europa, und Europa wartet
nicht auf Deutschland. An dieser Stelle wird erneut die
Konzept- und Tatenlosigkeit der Regierung deutlich.

Als Rheinland-Pfälzer – das sage ich aus voller Über-
zeugung und in voller Ernsthaftigkeit –, der die Arbeit
von Herrn Brüderle als ehemaligem Wirtschaftsminister
von Rheinland-Pfalz kennt und schätzt, kann ich nur sa-
gen: Herr Minister, nehmen Sie die vernichtende Me-
dienschelte bezüglich Ihrer bisherigen Arbeit wie bei-
spielsweise in der Süddeutschen Zeitung vom 5. Mai
ernst. Hier muss mehr geschehen: Wir brauchen keine
reine Konsolidierungsstrategie, wir brauchen auch eine
Wachstumsstrategie. Das ist die Aufgabe von heute, und
das ist der Weg in die Zukunft. Wachen Sie auf und wer-
den Sie endlich aktiv!

Schönen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Herr Kollege Nink, das war Ihre erste Rede in diesem

Haus. Ich gratuliere Ihnen sehr herzlich und verbinde
das mit den besten Wünschen für Ihre weitere Arbeit.

(Beifall)
Als letzter Redner in dieser Debatte hat nun der Kol-
lege Dr. Stefan Kaufmann für die CDU/CSU-Fraktion
das Wort.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP)

Dr. Stefan Kaufmann (CDU/CSU): 
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und

Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Herr Kollege
Nink, Sie haben Vorschläge der SPD zu Europa 2020 an-
gesprochen und kritisiert, dass es hierzu noch keine Stel-
lungnahme gibt. Zu Vorschlägen ohne ausreichende Sub-
stanz muss die Koalition, glaube ich, nicht Stellung
nehmen. 

Heute Morgen haben wir hier im Plenum den Berufs-
bildungsbericht 2010 diskutiert. Dabei wurde einmal
mehr die überragende Bedeutung der beruflichen Bil-
dung für die Zukunftsfähigkeit unseres Landes offenbar.
Unser System der dualen Bildung mit allen Formen und
Möglichkeiten der Aufstiegs- und Weiterbildung ist
weltweit einzigartig, und wir werden weltweit darum be-
neidet. 

Was hat dieser Befund mit dem vorliegenden Antrag
der Koalitionsfraktionen zu Europa 2020 zu tun? Die
Europäische Union möchte sich mit der Strategie Europa
2020 zu quantitativen Bildungszielen in den einzelnen
Mitgliedstaaten bekennen. Dies soll eine der Maßnah-
men sein, um die Wettbewerbs- und Innovationsfähig-
keit der EU nachhaltig zu steigern. Konkret sollen
höchstens 10 Prozent eines Jahrgangs Schulabbrecher
sein – damit haben wir kein Problem – und mindestens
40 Prozent eines Jahrgangs ein Hochschulstudium absol-
vieren. 

Was bedeutet das für Deutschland? Derzeit machen in
Deutschland circa 28 Prozent eines Jahrgangs einen
Hochschulabschluss, also deutlich weniger als 40 Pro-
zent. Nehmen wir jedoch die Absolventen beruflicher
Bildungsgänge, beispielsweise der Meisterausbildung
oder der Fachwirtausbildung, hinzu, so liegt die entspre-
chende Absolventenquote in Deutschland bei circa
39 Prozent. Wir müssen uns also nicht verstecken. Euro-
paweit reicht die Spannbreite bei der Hochschulabsol-
ventenquote derzeit von 23 Prozent bis über 50 Prozent.
Natürlich kommt es hierbei entscheidend darauf an, wel-
che Abschlüsse in die Quote eingerechnet werden und
wie die Bildungsgänge und Bildungssysteme in den ein-
zelnen Mitgliedstaaten ausgestaltet sind. Damit wir das
im Strategiepapier der EU formulierte ehrgeizige Absol-
ventenziel erreichen können, ist es von zentraler Bedeu-
tung, dass in die Hochschulabsolventenquote auch Ab-
schlüsse, die mit einem Hochschulabschluss qualitativ
vergleichbar sind, eingerechnet werden.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der FDP – Dr. Eva Högl [SPD]: Sie wollen
doch gar keine Bildungsziele!)

– Das stimmt doch nicht.

Nur so kann im Übrigen garantiert werden, dass unser
System der beruflichen Bildung nicht auf Dauer ausge-
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höhlt wird. Eine Erzieherin muss nicht an einer Hoch-
schule ausgebildet werden, ebenso wenig eine Kranken-
schwester, und beim Fliesenleger käme hierzulande
ohnehin niemand auf die Idee, die Ausbildung an die
Hochschule zu verlegen.

Dem unbestreitbaren Trend zur Höherqualifizierung
in einer komplexen Arbeitswelt trägt unser System der
beruflichen Bildung in hervorragender Weise Rechnung.
Dem weiteren Ausbau dualer Ausbildungsgänge ist da-
her unbedingt Priorität einzuräumen. Dies hat mir erst
gestern ein Bildungsforscher des Zentrums für Europäi-
sche Wirtschaftsforschung in einem Gespräch bestätigt.
Demnach stellt der Fachkräftemangel in den nächsten
Jahren ein deutlich größeres Problem dar als der immer
wieder beklagte Akademikermangel.

Ich verhehle nicht, dass innerhalb des Bundestages
wie auch des Bundesrates erhebliche Bedenken beste-
hen, auf EU-Ebene überhaupt quantitative Bildungsziele
festzulegen. Dies widerspricht dem Kompetenzgefüge
der Europäischen Union und insbesondere dem Subsi-
diaritätsprinzip. Es besteht kein Zweifel, dass für die in-
haltliche und strukturelle Entwicklung des Bildungssys-
tems allein die Mitgliedstaaten – im Falle Deutschlands
die Bundesländer – und nicht Brüssel verantwortlich
sind.

Es ist im Vorfeld des Europäischen Rates allerdings
nicht gelungen, einen Verzicht der EU auf quantitative
Bildungsziele im Strategiepapier durchzusetzen. Umso
dringender ist es daher, den bildungspolitischen Beson-
derheiten der einzelnen Mitgliedstaaten dadurch Rech-
nung zu tragen, dass beim Definieren des Absolventen-
ziels im Juni eben auch solche Abschlüsse beruflicher
Bildungsgänge einbezogen werden, die Hochschulab-
schlüssen vergleichbar sind. Nur dann nämlich achtet die
EU auch bei der Umsetzung ihrer Ziele die unterschied-
lichen Wege des Kompetenzerwerbs und damit die Bil-
dungshoheit der Mitgliedstaaten.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Die ursprünglich sehr verengte, rein formale Sicht der
EU auf bloße Hochschulabschlüsse kann mithin nicht
aufrechterhalten werden. Dies gilt umso mehr, wenn die
EU tatsächlich am 40-Prozent-Ziel festhält.

Darüber hinaus muss es dabei bleiben, dass die Bun-
desregierung quantitativen Festlegungen beim Kernziel
Bildung nur zustimmt, wenn dies in Abstimmung mit
den für den Bildungsbereich zuständigen Bundesländern
geschieht. Dies ist in den Ziffern 5 b und 5 c der
Schlussfolgerungen des Europäischen Rates vom März
auch so vorgesehen. Dort wird ausdrücklich auf die Fest-
legung nationaler Ziele unter Berücksichtigung der na-
tionalen Gegebenheiten abgestellt.

Es darf jedenfalls unter keinen Umständen eine
schleichende Kompetenzverlagerung weg von der bisher
praktizierten offenen Koordinierung im Bildungsbe-
reich geben. Eine Gleichbehandlung des Bildungsbe-
reichs mit vergemeinschafteten Politikbereichen muss
verhindert werden. Darüber sollte auch hier im Hause
Einigkeit bestehen. 
In diesem Sinne bitte ich um Unterstützung für den
Koalitionsantrag.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Ich schließe die Aussprache.

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf
Drucksache 17/1758 an die in der Tagesordnung aufge-
führten Ausschüsse vorgeschlagen. Sind Sie damit ein-
verstanden? – Ich sehe, das ist der Fall. Dann ist die
Überweisung so beschlossen.
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